
Die Bundesregierung und die SPD-
Fraktion im Bundestag haben sofort 
auf den russischen Überfall auf die 
Ukraine reagiert. Am Sonntag, den 
27. Februar, sind wir zu einer Sonder-
sitzung in Berlin zusammengekom-
men. Das sind die sofortigen Maß-
nahmen, mit denen wir auf Putins 
Eroberungsfeldzug reagierten:

Unterstützung für die Ukraine: 
Neben der bestehenden zivilen Part-
nerschaft, die natürlich weitergeht, 
liefern wir jetzt auch direkt Waffen 
aus Bundeswehrbeständen an die 
Ukraine: 1000 Panzerabwehrwaffen 
und 500 Boden-Luft-Raketen. Es ist 
unsere Pflicht, den Verteidigerinnen 
und Verteidigern auch ganz konkret 
materiell zu helfen. Zudem unterstüt-
zen wir die Geflüchteten (S. 2).

Ausstattung der Bundeswehr: Wir 
modernisieren unsere Streitkräfte mit 
einem Sondervermögen von 100 Mil-
liarden Euro. Dabei geht es nicht nur 
um Geld, auch die Abläufe bei der 
Beschaffung müssen besser werden 
(S. 2).

Energiesicherheit: Nord Stream 
2 ist vom Tisch. Wir sichern unsere 
Energieversorgung. Dazu setzen wir 
auch auf die Energiewende (S. 3).

Sanktionen gegen Putins Regime: 
Neben der Verschärfung bestehen-
der Sanktionen schließen wir u.a. 
wichtige russische Banken von SWIFT 
aus und schneiden 70 Prozent des 
russischen Bankenmarktes und wich-
tige staatliche Unternehmen von den 
Kapitalmärkten ab (S. 3).

Russland hat die Ukraine überfallen 
und einen Angriffskrieg entfesselt. 
Ich habe lange nicht geglaubt, dass 
ich diese Worte einmal schreiben 
muss. Wie wir alle habe ich die Nach-
richten am Morgen des 24. Februar 
mit tiefem Entsetzen aufgenommen. 
Passiert das gerade wirklich? Jetzt, im 
Jahr 2022, mitten in Europa? Aber bei 
Entsetzen dürfen wir nicht bleiben. 
Wir handeln: mit ziviler Unterstützung 
für die Ukraine, mit Waffenlieferun-
gen, mit scharfen Sanktionen gegen 
die russische Elite. Mehr dazu lest ihr 
links und auf den Seiten 2 und 3.

All das dämpft natürlich die Freude 
darüber, dass dieser Newsletter ein 
Jubiläum markiert: Ihr blickt auf die 
100. Ausgabe. Seit über acht Jah-
ren informiere ich euch hier monat-
lich über meine Arbeit im Bundestag. 
(Einen kleinen Einblick in die Entste-
hung des Newsletters erhaltet ihr auf 
S. 2). In dieser Zeit hat sich natürlich 
viel geändert, von der Mode (die Kra-
watten sind in weiten Teilen der Poli-
tik verschwunden) bis hin zur Technik 
(statt Akten ist mein Büro längst fast 
komplett digital). Aber nicht mein An-
gebot, für euch immer ansprechbar 
zu bleiben. In diesem Sinne: Kommt 
gerne weiter mit mir ins Gespräch.

Krieg mitten in Europa:  
Putin überfällt die Ukraine
Was tut die Bundesregierung jetzt?
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Was machen Bundestagsabgeordne-
te eigentlich den ganzen Tag? Wer 
sich das fragt, der wird in meinem 
Newsletter fündig. Viele Abgeord-
nete nutzen dieses Format, um ihre 
Arbeit vorzustellen und politisch Inte-
ressierte zu informieren. Mal als rein 
digitales Produkt, mal gedruckt und 
mal – wie bei mir – als monatlichen 
PDF-Newsletter.

Zuständig für den Newsletter ist in 
meinem Team Malte Ringer. Jeden 
Monat identifiziert er aktuelle und 
spannende Themen, an denen ich 

als Abgeordneter in Oldenburg und 
im Ammerland oder im Parlament 
mitgewirkt habe. Zusammen ent-
scheiden wir, worüber ich euch im 
Newsletter berichten möchte. Dann 
verteilen wir im Team die Aufgabe, 
Textvorschläge zu erarbeiten. Am 
Ende entsteht ein vierseitiger News-
letter als PDF, den ich per Mail ver-
schicke und auf meiner Homepage 
veröffentliche.

Über die Jahre bleibt nicht alles 
gleich: Jeweils 2014 und 2018 ha-
ben wir das Design überarbeitet, da-

mit sich optisch kein Staub auf den 
Newsletter legt.

Natürlich wirkt sich auch die Pande-
mie auf den Newsletter aus. Denn ei-
gentlich ist eine Seite stets für Fotos 
von Ortsterminen reserviert – doch 
in der Pandemie finden diese kaum 
statt. Anstelle von Screenshots von 
Videokonferenzen präsentiere ich 
euch derzeit meist zusätzliche Artikel.

Alle Newsletter seit der Wahl 2013 fin-
det ihr auf meiner Homepage unter  
www.dennisrohde.de/newsletter.

So entsteht mein 
Newsletter
Von der ersten Idee bis zur  

Veröffentlichung

HINTER DEN KULISSEN

Deutschland liefert 1000 Panzer-
abwehrwaffen und 500 Boden-Luft-
Raketen an die Ukraine. Das hat 
Bundeskanzler Olaf Scholz in seiner 
Regierungserklärung am 27. Februar 
angekündigt. Aus einer Krise ist ein 
Krieg geworden. Der tatsächliche 
Überfall auf einen souveränen Staat 
hat die Situation von Grund auf ver-
ändert. Putins Eroberungskrieg darf 
nicht unbeantwortet bleiben. Des-
halb müssen wir den Verteidigerin-
nen und Verteidigern der Ukraine 
helfen – auch mit Waffen.

Zudem stärken wir die Ostflanke der 
NATO. Dazu stocken wir unter ande-

rem die deutsche Präsenz in Litauen 
um 900 Soldaten auf, verlegen sechs 
Eurofighter nach Rumänien und sind 
bereit, mit Luftabwehrraketen den 
Luftraum osteuropäischer NATO-
Staaten zu verteidigen. Zudem rich-
ten wir ein Sondervermögen von 100 
Milliarden Euro ein, um die Bundes-
wehr zu mobilisieren und zu stärken, 
und erreichen künftig das Ziel, zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
für Verteidigung auszugeben. Ganz 
ehrlich: Diese Entscheidungen fallen 
auch mir alles andere als leicht. Aber 
angesichts eines Angriffskrieges wäre 
Solidarität mit der Ukraine und den 
östlichen NATO-Staaten unaufrichtig, 

wenn wir bei warmen Worten bleiben 
würden.

Auch diejenigen, die vor dem Krieg 
fliehen, unterstützen wir selbstver-
ständlich. Es sind bereits Tausen-
de Ukrainerinnen und Ukrainer in 
Deutschland eingetroffen. Die Deut-
sche Bahn ermöglicht Geflüchteten 
mit ukrainischen Papieren, kostenlos 
alle Fernzüge aus Polen in Richtung 
Deutschland zu nutzen. Zudem unter-
stützt Deutschland das Internationale 
Komitee des Roten Kreuzes (IKRK), 
das in der Ukraine und den Nachbar-
staaten tätig ist, kurzfristig mit zusätz-
lichen zehn Millionen Euro.

Unterstützung für  
Ukraine und NATO 

Hilfe für Flüchtlinge, NATO- 
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Putins Überfall auf die Ukraine hat 
uns schmerzhaft vor Augen geführt, 
dass ein großer Teil unseres Bedarfs 
an fossilen Energien durch russische 
Lieferungen gedeckt wird. Beim Öl 
sind es 35 Prozent der Importe, bei 
der Kohle 50 Prozent und beim Gas 
55 Prozent. Die russischen Energie-
unternehmen sind zu großen Teilen 
in staatlicher Hand, zahlen also in die 
Kasse des Kreml ein. Wir müssen un-
sere Abhängigkeit von fossilen Ener-
gien daher nicht nur verringern, um 
den Klimawandel aufzuhalten. Son-
dern auch, um unsere Abhängigkeit 

von Öl, Gas und Kohle aus Russland  
zu reduzieren.

Deshalb ist es wichtig, dass wir jetzt 
die Energiewende vorantreiben. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) bereitet 
Maßnahmen vor, die schnell greifen 
sollen. Dazu gehören vor allem be-
schleunigte Genehmigungsverfah-
ren, damit der Bau eines Windrads 
künftig Monate statt Jahren dauert.

Die Energiewende ist nicht über 
Nacht zu schaffen. Kurzfristig werden 

wir von fossilen Energien abhängig 
bleiben. Doch auch hier können wir 
unsere Energiesicherheit verbessern. 
Eine strategische Ölreserve, die für 
90 Tage ausreichen soll, gibt es be-
reits seit Jahrzehnten. Beim Gas 
wird eine vergleichbare Reserve nun 
eingerichtet, zudem haben wir die 
Speicher kurzfristig durch Einkäufe 
über sogenannte Long Term Options 
(LTOs) aufgefüllt. Auch eine nationa-
le Kohlereserve wollen wir aufbauen. 
Zudem sichern wir durch verschiede-
ne Maßnahmen bezahlbare Energie-
preise.

Erneuerbare Energien 
statt Öl und Gas 

Durch Energiewende Abhän-

gigkeit von Russland verringern

Die europäischen Regierungsche-
finnen und -chefs haben sofort nach 
Russlands Einmarsch in die Ukraine 
Sanktionen vereinbart, sowohl indi-
viduelle gegen einzelne Personen 
der russischen Führungsriege als 
auch kollektive gegen die russische 
Wirtschaft insgesamt. Ziel sind dabei 
Wladimir Putin und seine Machteli-
te, nicht die russische Bevölkerung. 
Mir ist wichtig: Dieser Krieg ist Pu-
tins Krieg. Dass viele Russinnen und 
Russen Frieden wollen, zeigen die 
Tausenden, die in Russland für ihren 
mutigen Protest bereits verhaftet 
worden sind. Auch ihnen gilt unsere 
Solidarität.

70 Prozent des russischen Banken-
marktes und staatliche Unternehmen 
werden von den wichtigsten Kapital-
märkten abgeschnitten. Zusätzlich 
schließen wir russische Banken vom 
Banken-Kommunikationsnetz SWIFT 
aus. Transaktionen der russischen 
Zentralbank werden untersagt. Damit 
wird die Nutzung eines großen Teils 
der Währungsreserven Russlands zur 
Stabilisierung des Rubel-Wechselkur-
ses und zur Stützung von in Schiefla-
ge geratener Banken und Unterneh-
men verhindert.

Zudem treffen wir wichtige Teile der 
russischen Wirtschaft: Im Energie-

sektor werden insbesondere Export-
verbote verhängt, die es Russland un-
möglich machen, seine Ölraffinerien 
zu modernisieren. Zudem wird der 
Verkauf von Flugzeugen und Ausrüs-
tung an russische Fluggesellschaften 
verboten, der Zugang Russlands zu 
wichtigen Technologien wie Halblei-
tern oder modernster Software wird 
beschränkt. Unser Luftraum ist zu-
nächst für drei Monate für russische 
Flugzeuge gesperrt.

So wollen wir Putin von seinem Ag-
gressionskurs abbringen. Denn der 
Krieg ist eine Katastrophe für die Uk-
raine, aber auch für Russland selbst.

Sanktionen gegen 
Putins Regime
Maßnahmen zielen auf Geld-

quellen der Machthaber
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Am 13. Februar wurde Bundesprä-
sident Frank-Walter Steinmeier von 
1.045 Delegierten der 17. Bundes-
versammlung in seinem Amt als 
Staatsoberhaupt Deutschlands be-
stätigt. Eine aus meiner Sicht völlig 
richtige Wahl nach dieser souveränen 
Führung unseres Landes in den ver-
gangenen fünf Jahren. Mit den deut-
lichen Worten in seiner Antrittsrede 
zur Würdigung unserer Demokratie 
hat Frank-Walter Steinmeier einen 
wichtigen Schwerpunkt gesetzt und 
einmal mehr gezeigt, dass niemand 
sonst in der Bundesrepublik so sehr 
für Weitsicht, Brückenbauen und 
Kontinuität steht wie er. 

An der Bundesversammlung nehmen 
über 1400 Delegierte teil. Entspre-
chend war in Zeiten der Corona-Pan-
demie der Plenarsaal des Bundesta-
ges zu klein zum Abstandhalten, die 
Wahl fand im Paul-Löbe-Haus statt. 
Auf dem Foto seht ihr mich übrigens 
mit unserer Oldenburger Landtags-
abgeordneten und niedersächsi-
schen SPD-Generalsekretärin Hanna 
Naber, dem Vorsitzenden der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Martin Schulz, 
und der Vorsitzenden unserer Land-
tagsfraktion, Hanne Modder.

Ich gratuliere Frank-Walter Stein- 
meier sehr herzlich!

Vielleicht habt ihr die Kundgebungen 
auch schon gesehen oder sogar mit-
gemacht: In Ofenerdiek veranstalten 
Engagierte regelmäßige „Bahn-Wa-
chen“ am ehemaligen Stadtteil-
Bahnhaltepunkt. Dabei geht es vor 
allem darum, einen höhenungleichen 
Bahnübergang - sprich konkret: eine 
Unterführung, einen sogenannten 
Trog - statt der derzeitigen Bahn-
schranken einzurichten. Denn wenn 
diese geschlossen sind, führt das 
dort in Stoßzeiten regelmäßig zum 
Verkehrschaos und macht es unmög-

lich, vom Westen Ofenerdieks in den 
Osten zu gelangen. 

Natürlich war ich auf Einladung der 
Organisatoren auch dabei und habe 
mir selbst ein Bild gemacht. Ich finde: 
Wir brauchen eine höhenungleiche 
Lösung. Aber darüber hinaus müssen 
wir beim Thema Bahn in Ofenerdiek 
vorankommen. Mein Ziel ist, dass wir 
den stillgelegten Bahnhaltepunkt 
als Stadtteilbahnhof wieder eröffnen 
und so klimafreundliche Mobilität vor 
Ort schaffen.

Frank-Walter Steinmeier 
wiedergewählt
Bundesversammlung in Berlin

„Bahn-Wache“ in Ofenerdiek 
für Bahnübergang
Demonstration für bessere Lösung
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BESUCHE IN BERLIN

Immer wieder erreichen mich Anfra-
gen von Einzelnen oder Gruppen, 
die mich im Deutschen Bundestag 
besuchen wollen. Aufgrund der Co-
rona-Lage ist dies derzeit noch kom-
pliziert. So sind die Regeln derzeit:

Kleingruppen: Mit bis zu sechs Per-
sonen ist ein Besuch im Deutschen 
Bundestag derzeit möglich – natür-
lich unter Einhaltung der geltenden 
Corona-Regeln.

Schulklassen: Da die Obergren-
ze für Gruppen bei sechs Personen 
liegt, ist der Besuch von Schulklassen 
leider derzeit nicht möglich. Je nach 
Lage kann sich das aber natürlich in 
Zukunft ändern.

Politische Informationsfahrten: 
Welche „BPA-Fahrten“ stattfinden, 
ist noch nicht abschließend klar. Na-
türlich nehme ich euch bei Anfrage 
gern auf die Warteliste auf.
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